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Vorwort des Betreuers 

Die ökonomische Analyse der Märkte fUr Rechtsanwaltsdienstleistungen 
stellte bislang ein weitgehend unerforschtes Gebiet dar. Eine fundierte Analyse 
war von höchster wirtschaftspolitischer Relevanz, weil 1987 das Bundesver-
fassungsgericht das geltende anwaltliehe Standesrecht als verfassungswidrig 
eingestuft und eine gesetzliche Nachbesserung verlangt hat. Des weiteren 
drängt die Europäische Union darauf, auch im Bereich der Rechtsberatungs-
märkte die volle Dienstleistungs- und Niederlassungsfreiheit zu verwirklichen. 

Wein stellt in seiner Arbeit das Gut Rechtsberatung mit den Mandanten der 
Rechtsanwälte als Nachfrager und den Rechtsanwälten als Anbieter dieses 
Gutes in den Mittelpunkt seiner Betrachtung. Die mit diesem Gut verbundenen 
(vermeintlichen) Besonderheiten wurden aus der in Deutschland vorzufinden-
den Regulierung der Anwälte abgeleitet, wonach die eigennutzorientierten 
Anwälte die Gerichte bei der Wahrheitsfindung unterstützen, die Kosten des 
Rechtswesens minimieren, das verteilungspolitische Ziel "Möglichkeit zur 
Rechtsdurchsetzung unabhängig von der Einkommens- und Vermögensvertei-
lung" berücksichtigen und die Mandanten trotz ungleich verteilter Informatio-
nen nicht benachteiligen sollen. Ebenfalls berücksichtigt Wein in seiner Analy-
se wichtige Einflußfaktoren aus vor- und nachgelagerten Märkten wie die 
Frage nach der adäquaten Finanzierung der Gerichte oder die nach der Funk-
tionsfahigkeit von Rechtsschutzversicherungsmärkten. 

Insofern gleicht diese Arbeit einem aus tausenden von Mosaiksteinen zu-
sammengesetzten Bild. Daß es Wein gelungen ist, die vielen theoretischen und 
empirischen Details zu einem Ganzen zusammenzufUgen, ist seine große Lei-
stung. Die Lektüre verlangt zwar vom Leser viel Aufmerksamkeit und Durch-
haltevermögen. Zwischendurch hilft aber der Autor dem Leser immer wieder 
durch zusammenfassende Texte und Übersichten. Weins Arbeit stellt daher ein 
Kompendium der ökonomischen Analyse der Rechtsberatungsmärkte dar, auf 
das künftige Analysen unvermeidlich zurückgreifen müssen. Folglich kann man 
mit Fug und Recht sagen, daß durch die Arbeit Weins die bisher bestehende 
Lücke der ökonomischen Forschung zumindest deutlich verringert wurde. 

Berlin, im November 1994 Prof. Dr. Charles Beat Blankart 





Vorwort des Verfassers 

Das vorliegende Werk stellt die leicht veränderte Fassung einer Arbeit dar, 
die im Sommer 1994 vom Fachbereich "Wirtschaft und Management" der 
Technischen Universität Berlin als Dissertation angenommen wurde. Zu beson-
derem Dank bin ich den beiden Gutachtern im Promotionsverfahren, Prof. Dr. 
Charles Beat Blankart und Prof. Dr. Hans-Jürgen Ewers, verpflichtet. Herr 
Professor Dr. Blankart stand mir mit großer Geduld sowie vielfliltiger Diskus-
sionsbereitschaft hilfreich zur Seite und hat mich in meiner Vorgehensweise 
immer wieder ermuntert. Insofern hat er einen großen Anteil an dieser Arbeit. 
Herr Professor Dr. Ewers hat mich kontinuierlich an das wissenschaftliche 
Arbeiten herangefilhrt und mit dem Themenkreis "Marktversagen, insbesondere 
Informationsmängel, Regulierung und Deregulierung", auch durch sein vielflil-
tiges persönliches Engagement, vertraut gemacht. Ohne diese entscheidenden 
Weichenstellungen wäre ich nie zu diesem Thema und der gewählten Vorge-
hensweise gelangt. 

Prof. Dr. Michael Fritsch kommt ebenfalls eine große Bedeutung filr das 
Gelingen dieser Arbeit zu: Im Rahmen einer langjährigen Zusammenarbeit 
wurde ich von ihm besonders dazu angehalten, die sprachlichen und formalen 
Aspekte des wissenschaftlichen Arbeitens ausreichend zu beachten. Die von 
ihm dabei erwiesene Geduld und Einsatzbereitschaft war außerordentlich hoch. 
Dipl. Volkswirt Oliver D. Perschau stellte fiir diese Arbeit eine äußerst hilfrei-
che inhaltliche und persönliche Stütze dar; auch ihm möchte ich hiermit mei-
nen großen Dank aussprechen. Die Konzeption dieser Arbeit durfte ich freund-
licherweise dem "Ittinger-Kreis" vortragen; fiir das dort entgegengebrachte 
Interesse und die aufschlußreichen Hinweise danke ich. Im Laufe der Jahre 
wirkten eine Reihe von studentischen Hilfskräften und Tutoren bei der Litera-
tur- und Datenbeschaffung mit. Stellvertretend möchte ich mich daher bei 
cand. rer. oec. Monika Elias und cand. rer. ing. Tim Roggenbach bedanken. 
Cand. rer. oec. Christiane Mattik und Dr. Beate Scheidt haben dankenswerter-
weise geholfen, die Endfassung dieser Arbeit Korrektur zu lesen und sprachli-
che sowie inhaltliche Schwachstellen zu entdecken. Die verbleibenden Fehler 
und Mißverständnisse habe natürlich nur ich zu verantworten. 

Lüneburg, im Dezember 1994 Thomas Wein 
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1 Problemstellung 

Im Falle von Problemen rechtlicher Art wird vielfach auf die Hilfe der 
Rechtsanwälte zurückgegriffen. Man kann allgemein unter dem Rechtsanwalt 
die Berufsbezeichnung des Beraters, des Vertreters und des Beistands für alle 
Rechtsangelegenheiten verstehen (vgl. Hammerstein 1988, S. 688). Gegenstand 
dieser Arbeit ist die ökonomische Analyse des Marktes für Rechtsanwalts-
dienstleistungen, in dem die Mandanten der Anwälte als Nachfrager und die 
Rechtsanwälte als Anbieter dieses Gutes auftreten. Insofern wird hier die Frage 
gestellt, ob es den Mandanten gelingt, durch die Einschaltung eines Rechts-
anwalts ihr Recht zu erhalten. 

Die ökonomische Analyse der Rechtsanwälte und des damit verbundenen 
Rechtsberatungsmarktes stellt ein weitgehend unerforschtes Gebiet dar, denn 
die bisherigen, eher seltenen Untersuchungen behandeln Randprobleme, und 
die öffentliche Diskussion stellt diesen wettbewerbliehen Ausnahmebereich 
kaum in Frage: 

- Im deutschsprachigen Raum wurden nur wenige theoretische Untersuchun-
gen zum Thema der Rechtsanwälte vorgenommen: Die Deregulierungskom-
mission ( 1991, Tz. 430-43 8) unterbreitet zwar relativ umfassende Vorschlä-
ge zur Reregulierung des anwaltliehen Berufsrechts, allerdings würdigt sie 
die besonderen Umstände in diesem Teilbereich der Freien Berufe nicht in 
der notwendigen Breite und Tiefe. Knümann (1975) und Köhler (1987) 
bearbeiten nur Teile der zu diskutierenden Fragen, nämlich die Zweckmä-
ßigkeit der Gebührenordnung und des Werbeverbots. Im angelsächsischen 
Sprachraum gibt es zwar eine breite Forschungsrichtung "law and econo-
mics" (vgl. grundlegend Posner 1977), in aller Regel wird dabei aber der 
Anwalt als "black box" betrachtet. 

- Die empirische Untersuchung von Prognos ( 1987) zeigt sehr deutlich, daß 
Rechtsanwälte von den meisten Klienten nur eingeschaltet werden, wenn es 
unbedingt notwendig ist, d.h. wenn eine gerichtliche Auseinandersetzung un-
vermeidlich wird. Diese Studie verweist folglich auf das geringe Marktpo-
tential der Anwälte in der Bundesrepublik Deutschland. Winters (1989) 
nimmt diese Kritik aufUnd zeigt aus betriebswirtschaftlicher Sicht Wege für 

2 Wein 
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den einzelnen Anwalt auf, sein Marktpotential und seine Marktstellung zu 
verbessern. 

- Das Thema "Rechtsanwälte" ist zwangsläufig in der politischen Diskussion, 
denn zum einen hat 1987 das Bundesverfassungsgericht mit zwei Entschei-
dungen auch das geltende anwaltliehe Standesrecht als verfassungswidrig 
eingestuft und dem Gesetzgeber eine Nachbesserung aufgetragen. Zum ande-
ren drängt die Europäische Union darauf, auch im Bereich der Anwaltschaft 
die volle Dienstleistungs- und Niederlassungsfreiheit zu verwirklichen. Die 
Bundesregierung hat daher im Frühjahr 1993 einen Gesetzentwurf zur Neu-
regelung des anwaltliehen Berufsrechts vorgelegt (vgl. Kapitel 2). 

Um die ökonomische Analyse der Rechtsanwälte und des Marktes für 
Rechtsanwaltsdienstleistungen voranzutreiben, sind zwei verschiedenartige Vor-
gehensweisen denkbar: 

- Analyse unter modelltheoretischer Sicht. Man kann den Anbieter "Anwalt" 
als einen ökonomischen Akteur wie jeden anderen betrachten, dessen ein-
ziges Ziel die Nutzen- bzw. Gewinnmaximierung darstellt. Unter der Be-
rücksichtigung verschiedener Handlungsbeschränkungen (Marktstruktur, 
Gütertyp, Preisrestriktionen, Umsatzbeschränkungen, (begrenzter) Einfluß 
des Mandanten) ist es möglich, die Handlungsweise eines so modellierten 
Anwaltes unter wohlfahrtsökonomischer Sicht zu beurteilen: Welche Ergeb-
nisse sind in einem solchen "Markt" zu erwarten, und sind diese gesamtwirt-
schaftlich effizient? Gleiches kann man für die Nachfrageseite, die der Man-
danten, unterstellen: Mandanten maximieren ihren Nutzen unter Beachtung 
von Faktoren wie Budgetbeschränkungen, verschiedenen Risikoeinstellungen 
etc. 

- Institutioneller Ansatz. Im Gegensatz zum modelltheoretischen Ansatz soll 
hier zu Beginn nicht die Annahme stehen, daß jeder Akteur in diesem Markt 
sich nutzen- bzw. gewinnmaximierend verhalten wird. Stattdessen setzt die 
Analyse mit der Frage ein, welche Vorstellungen über die Aufgaben der 
Rechtsanwälte und die Funktionsweise des Rechtsberatungsmarktes in der 
Gesellschaft existieren. M.a.W.: Welche Besonderheiten zeichnen den An-
waltsstand und den Rechtsberatungsmarkt nach weitverbreiteter Ansicht aus? 
Diese Vorstellungen bzw. Besonderheiten schlagen sich auch im gewissen 
Maße in der Ausgestaltung der Anwaltsregulierung nieder. Folglich stehen 
die Regulierung des Anwalts und die Motive für diese Eingriffe am An-
fangspunkt dieser Analyse. Ich bezeichne diese Vorgehensweise als einen 
institutionellen Ansatz. 
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Der institutionelle Ansatz hat den wesentlichen Vorteil, einen breiteren Ana-
lyserahmen als der modelltheoretische aufzuspannen. Erstens werden andere 
Verhaltensannahmen als die der Nutzenmaximierung wie zum Beispiel "Al-
truismus" beim Anwalt zugelassen. Zweitens wird nicht notwendigerweise 
unterstellt, daß die Präferenzen der Bürger alleine auf Wohlfahrtsmaximierung 
ausgerichtet sind, sondern auch verteilungs- und rechtspolitische Beweggründe 
können in die Analyse miteinfließen, falls sie sich in irgendeiner Form in der 
deutschen Anwaltsregulierung niedergeschlagen haben. Möglicherweise sind 
auch drittens Einflußmöglichkeiten der kollektiven Entscheidungsträger (Politi-
ker, Bürokraten, Interessengruppen) zu beachten, die weniger in die Richtung 
der Wohlfahrtsmaximierung, sondern eher in eine Mehrung des persönlichen 
Vorteils der beteiligten politischen Entscheidungsträger gehen; auch dieser 
Einflußfaktor mag sich in der Anwaltsregulierung niedergeschlagen haben. 
Kurz gesagt liegt der Vorteil des institutionellen Ansatzes gegenüber der mo-
delltheoretischen Sichtweise darin, das Analysefeld breiter anzulegen und da-
mit die Gefahr, ungeprüft die "Rechtsberatung durch den Anwalt" als ein Gut 
wie jedes andere zu betrachten, zu verringern. 

Im Rahmen des institutionellen Ansatzes ist es dann Aufgabe des Ökono-
men, die in Deutschland praktizierte Regulierung zu erklären. Insofern handelt 
es sich hier eher um eine Arbeit mit positiver (beschreibender) Ausrichtung, 
weniger um eine normative (bewertende), welche die geltende Anwaltsregulie-
rung auf ihre gesamtwirtschaftliche Effizienz hin untersuchen würde. Welche 
Präferenzen haben sich in der Anwaltsregulierung durchgesetzt: Die Bürger mit 
dem Ziel der Wohlfahrtsmaximierung, der Eigennutz der regulierenden kollek-
tiven Entscheidungsträger oder die nutzenmaximierenden Anwälte? Wie wirkt 
die Regulierung auf verschiedene Bevölkerungsgruppen, d.h. wer gewinnt und 

·wer verliert durch diese Regulierung? Dennoch kann diese ökonomische Ana-
lyse des Marktes für Rechtsanwaltsdienstleistungen im gewissen Maße prüfen, 
ob die genannten Ziele tatsächlich in die Anwaltsregulierung Eingang fanden 
und ob die zu beobachtenden Auswirkungen mit den Zielen kompatibel sind. 
Zur Beantwortung der letzten Frage läßt es sich nicht vermeiden, die Alternati-
ven zur bisherigen Regulierung zu betrachten und mit dem gegenwärtigen 
Zustand zu vergleichen. Insofern ist es das wirtschaftspolitische Ziel dieser 
institutionellen Arbeit, die Transparenz über Zweck sowie Funktionsweise der 
heutigen Anwaltsregulierung zu erhöhen. Dadurch wird der einzelne Bürger in 
die Lage versetzt, die Eignung der Anwaltsregulierung vor dem Hintergrund 
seiner Präferenzen zu beurteilen und dann entsprechende Rückschlüsse für 
seine Entscheidung im politischen Prozeß zu ziehen. 

Die Schlußfolgerungen aus dieser Arbeit können aber noch weiter gehen: 
Sollte sich im Rahmen der ökonomischen Analyse zeigen, daß die kollektiven 
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